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Gut 40 Jahre lang, etwa zwischen 1947 und 1989/90, war das in-

ternationale System durch die bipolare Struktur des  Ost-West-

Konflikts geprägt. Auf der einen Seite der „Westen“  unter Füh-

rung der Vereinigten Staaten weit über den Mitglied sbereich 

der NATO hinaus, auf der anderen Seite der „Osten“,  die Staa-

ten des Warschauer Pakts unter Führung der Sowjetun ion, er-

gänzt um einige ideologisch verwandte Partnerländer  in der 

sog. Dritten Welt. Während die USA als eindeutige H egemonial-

macht auftraten, deren Führungsrolle in vielen Teil en der Welt 

bereitwillig akzeptiert wurde, weil sie durch die S trahlkraft 

des „american way of life“ über erhebliche soft pow er verfüg-

ten und weil sie Internationale Öffentliche Güter w ie wirt-

schaftliche Stabilität und militärische Sicherheit offerier-

ten, an denen viele Länder nahezu kostenlos zu part izipieren 

vermochten, hatte die sowjetische Führung eher impe rialen Cha-

rakter, da sie auf Zwang beruhte und die Sowjetunio n sich im 

Zweifelsfalle nicht scheute, diesen auch auszuüben,  wenn ein 

Land des Ostblocks versuchte, sich ihrer Führung zu  entziehen. 

Es bedurfte schon eines Landes von der Größe Chinas , um das 

sowjetische Imperium zu verlassen. 

 

Der Ost-West-Konflikt war demzufolge nicht irgendei n Konflikt 

im internationalen System, sondern der Konflikt sch lechthin, 

ausgestattet mit Thematisierungsmacht für zahlreich e andere 

Konflikte. Auch wenn diese vielfach regionale oder gar lokale 

Ursachen haben mochten, so wurden sie doch immer du rch die In-

teressenlagen der beiden Supermächte geprägt, wie s ich exem-

plarisch am Nahost-Konflikt demonstrieren lässt. 

 

Diese bipolare Struktur verschwand 1990 nahezu über  Nacht. Die 

Auflösung der Sowjetunion, der Zerfall des Ostblock s, die 
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Transformation in Osteuropa und die damit einhergeh ende tiefe 

Krise führten zu einem dramatischen Machtverfall Ru sslands als 

Nachfolger der ehemaligen Sowjetunion, so dass die USA als 

„einzige Supermacht“ übrig blieben. Macht ist im Un terschied 

zu Wohlstand ein relatives Gut. Der Machtverfall de s einen 

führt zum Machtgewinn des anderen, auch wenn dieser  gar keine 

besonderen Anstrengungen zur Steigerung seines Mach tpotentials 

unternommen hat. Aus der bipolaren war eine unipola re Konstel-

lation geworden. 

 

Für kurze Zeit wurde damit die Hoffnung auf eine „n eue Welt-

ordnung“ verbunden, so der Titel der programmatisch en Rede von 

George W. Bush Senior vom 11.9.1990. Ähnlich wie am  Ende des 

Zweiten Weltkriegs sollte die Ära des Multilaterali smus anbre-

chen, in der sich Frieden, Demokratie und Wohlstand  weltweit 

ausbreiten würden. Nicht erst exakt 11 Jahre später , am 11.9. 

2001 und dem terroristischen Angriff auf das World Trade Cen-

ter, wurde klar, dass dies ein Trugschluss sein sol lte. Die 

Welt war keineswegs friedlicher geworden. Der Ost-W est-

Konflikt hatte paradoxerweise auch eine stabilisier ende Funk-

tion gehabt. Die Logik der gegenseitigen Abschrecku ng hatte 

nicht nur den großen, sondern auch die vielen klein en Kriege 

verhindert, weil die beiden Supermächte über ihren politischen 

Einfluss, ihre Truppenstationierungen, ihre Militär - und Wirt-

schaftshilfe ein Stabilisierungsfaktor gewesen ware n. Die Re-

duzierung ihres Engagements führte dazu, dass laten t schon im-

mer vorhandene Konflikte auf der Welt sich offenbar ten. 

 

Es dauerte einige Jahre, bis die „neue Unübersichtl ichkeit“ 

des internationalen Systems analytisch geklärt war,  so dass 

sich neue Bedrohungsszenarien entwickeln ließen, di e die welt-

politische Agenda der Führungsmacht USA bestimmten.  Diese fin-

det sich in kondensierter Form in der Nationalen Si cherheits-

strategie (NSS), ein Grundsatzdokument, das der Prä sident in 

unregelmäßigen Abständen der Öffentlichkeit vorlegt . In der 
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letzten Version der NSS aus dem Jahre 2006 wurden d er Interna-

tionale Terrorismus, die Schurkenstaaten, die Proli feration 

von Massenvernichtungswaffen und die Existenz von R egionalkon-

flikten als Hauptbedrohungen des Weltfriedens ident ifiziert. 

Zu deren Bearbeitung setzt die amerikanische Regier ung nicht 

nur auf diplomatische Mittel oder wirtschaftliche S anktionen, 

sondern bevorzugt auf Militäreinsätze. Die Kriege i n Afghanis-

tan zur Bekämpfung des Terrorismus oder im Irak zum  Sturz Sad-

dam Husseins als Haupt eines „Schurkenstaats“ und d er vorge-

schobenen Verhinderung der Proliferation von Massen vernich-

tungswaffen sind nur die prominentesten Beispiele. Im Grunde 

sollte der Fall Irak zum Modell der Transformation einer ori-

entalischen Despotie in einen demokratischen Rechts staat mit 

militärischen Mitteln werden, der Signalwirkung für  die Umwäl-

zung des gesamten Nahen und Mittleren Ostens haben sollte.  

 

Seit die EU ihren Integrationsprozess im Rahmen der  Gemeinsa-

men Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) auf das Fe ld der äu-

ßeren Sicherheit ausgeweitet hat, bemüht sie sich u m eine si-

cherheitspolitische Programmatik nach US-amerikanis chem Mus-

ter, die erstmals 2003 in der Europäischen Sicherhe itsstrate-

gie (ESS) ihren Ausdruck gefunden hat. Wie in der N SS werden 

Terrorismus und die Proliferation von Massenvernich tungswaffen 

als Hauptbedrohungen genannt, ferner Gescheiterte S taaten und 

Organisierte Kriminalität sowie regionale Konflikte , wobei 

hier eher die europäischen Nachbarregionen gemeint sind und 

keine weltweite Zuständigkeit reklamiert wird. Dabe i setzt die 

EU stärker auf die Karte des Multilateralismus und misst der 

zivilen neben der militärischen Konfliktbearbeitung  einen hö-

heren Stellenwert bei. Hinzu kommt, dass die europä ischen Ar-

meen viel weniger als die US-Armee in der Lage sind , die neuen 

weltweiten Militäreinsätze auch darzustellen. Berei t der müh-

same Umbau der Bundeswehr von einer Panzerarmee zur  Landesver-

teidigung zu einer weltweit einsetzbaren Interventi onsarmee 

zeigt die Grenze der GASP mit aller Deutlichkeit au f. 
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Als dritter Ansatz, nicht sicherheits-, sondern fri edenspoli-

tisch und humanitär begründet, kamen die Anstrengun gen der UNO 

hinzu. Unter der Ägide des Department of Peace Keep ings Opera-

tions und gestützt auf Kapitel VII der UN-Charta en tsendet die 

UNO „robuste“ Friedensmissionen, die allerdings imm er einen 

Spagat zwischen idealistischen Zielen und realistis chen Inte-

ressen der Mitgliedsstaaten, insbesondere der Ständ igen Mit-

glieder des Sicherheitsrats, vollführen müssen.  

 

Alle diese Kriege und Militärinterventionen wie ihr e Anlässe 

werden unter dem Sammelbegriff „Neue Kriege“ subsum iert. Ein 

reflektierter Ansatz, das Phänomen der „Neuen Krieg e“ analy-

tisch zu fassen, geht von vier Akteurstypen aus: Re bellen 

(früher nationale Befreiungsbewegungen genannt), Te rroristen, 

Warlords und Organisiertes Verbrechen, wobei die Gr enzen zwi-

schen diesen vier Typen fließend sind. Rebellen und  Terroris-

ten verfolgen vorrangig politische Ziele, während W arlords und 

Organisiertes Verbrechen rein wirtschaftliche Inter essen wahr-

zunehmen suchen. Rebellen und Warlords operieren re gional aber 

ggf. grenzüberschreitend, Terroristen und Organisie rtes 

Verbrechen global. Rebellen und Warlords ersetzen d as staatli-

che Gewaltmonopol, sind wesentliche Ursachen für de n Staats-

zerfall in den fragilen Staaten, Terrorismus und Or ganisiertes 

Verbrechen nutzen das staatliche Gewaltmonopol, wei l sie in 

seinem Schatten operieren oder der Symbolik der Ans chläge auf 

dieses Gewaltmonopol einen hohen Wert beimessen. Ba sis aller 

vier Akteursgruppen ist die internationale Schatten wirtschaft 

aus Drogenhandel, Waffenhandel, Piraterie, Kidnappi ng, Men-

schenhandel, Geldwäsche etc., über deren Umfang nur  spekuliert 

werden kann. Schätzungen sprechen von bis zu einem Drittel der 

legalen Weltwirtschaft. Alle diese Akteure verbinde t der Zwang 

zur Kooperation. Rebellen, Warlords oder Terroriste n benötigen 

Einnahmen, um ihre Aktivitäten zu finanzieren, die wiederum 

die Kontrolle über wirtschaftlich interessante Ress ourcen 
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(z.B. Mohnfelder oder Diamantenvorkommen) verlangen . Um diese 

Ressourcen zu Geld zu machen, benötigen sie das Org anisierte 

Verbrechen, dass auch die Machtmittel (z.B. Kleinwa ffen) zur 

Kontrolle der Ressourcen liefert. Das Organisierte Verbrechen 

braucht Partner, um überhaupt Geschäfte machen zu k önnen. Glo-

bal operierende Terroristen benötigen lokale Rückzu gsräume und 

Trainingslager, die ihnen Warlords oder Rebellen zu r Verfügung 

stellen können. 

 

Auch die Staaten oder Internationalen Organisatione n, die die 

neuen Gewaltakteure bekämpfen, befinden sich in ein er Gemenge-

lage von Interessen interventionsbereiter und inter ventions-

verweigernder Akteure, bei denen sich normative Zie le mit si-

cherheitspolitischen Erwägungen, Unilateralismus mi t Multila-

teralismus, zivile mit militärischen Ziele mischen.  Dies wird 

nur verständlich, wenn man sich die Ausdifferenzier ung des 

Staatensystems seit Ende des Ost-West-Konflikts vor  Augen 

hält. An der Spitze steht die eine Supermacht, dere n weltwei-

tes Agieren zwischen der reinen Wahrnehmung US-amer ikanischer 

Interessen und der Orientierung am internationalen Gemeinwohl 

im Sinne des benevolenten Hegemons schwankt. Darunt er lassen 

sich idealtypisch drei Staatengruppen unterscheiden , die als 

moderne, postmoderne und prämoderne Staaten bezeich net werden, 

wobei auch hier die Grenzen fließend sind. Moderne Staaten 

sind die klassischen Nationalstaaten, die Gewicht a uf die Be-

hauptung ihrer Souveränität legen, wobei Souveränit ät immer 

doppelt gemeint ist. Souveränität nach außen heißt,  dass die 

Unterordnung unter eine andere Macht grundsätzlich abgelehnt 

wird und die Abgabe von Souveränität an internation ale Organi-

sationen nur in sehr begrenztem Umfang akzeptabel i st. Souve-

ränität nach innen heißt, dass die Einmischung in d ie inneren 

Angelegenheiten eines Staates strikt abgelehnt wird . Deshalb 

sind diese Staaten auch grundsätzlich reserviert be i beabsich-

tigten Interventionen gegenüber Dritten, um keine P räzedenz-

fälle zu schaffen. Zu dieser Gruppe gehören große S taaten wie 
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China, Russland, Indien, Brasilien, Iran oder Japan  aber auch 

kleinere Staaten wie etwa Israel oder die Schweiz. Soweit sie 

machtpolitisch in Konkurrenz zu den USA treten, hab en sie un-

ter dem Akronym BRICs (Brasil, Russia, India, China ) bereits 

ein gemeinsames Label gefunden. 

 

Postmoderne Staaten sind die Mitglieder der EU, die  eher mul-

tilateral agieren und in erheblichem Maße Souveräni tät an die 

europäischen Institutionen abgetreten haben. Der Mu ltilatera-

lismus wird von den alteuropäischen Kernländern all erdings be-

reitwilliger verfolgt als etwa von Großbritannien, das trotz 

EU die besondere Nähe zu den USA sucht, oder den os teuropäi-

schen Neumitgliedern, denen es schwerfällt, die der  Sowjetuni-

on abgerungene Souveränität schon wieder an „Brüsse l“ ab-

zugeben.  

 

Prämoderne Staaten sind solche, die erhebliche Einb ußen an 

Souveränität hinnehmen müssen, nicht als Folge frei willigen 

Verzichts, sondern als Folge der Aktivitäten der ne uen Gewalt-

akteure, des daraus resultierenden Staatszerfalls u nd der dar-

auf reagierenden Intervention von außen. Zu dieser Gruppe ge-

hören die vielen fragilen Staaten in Afrika südlich  der Saha-

ra, aber auch in Zentralasien (Afghanistan, Pakista n) oder in 

Lateinamerika (Haiti, Kolumbien). Soweit hier milit ärische In-

terventionen erfolgen, werden diese von den postmod ernen Staa-

ten des Typs 2 (eher humanitär motiviert) oder den USA (eher 

sicherheitspolitisch motiviert) getragen, während d ie modernen 

Staaten des Typs 1 zurückhaltend bis ablehnend agie ren. Vor 

dem skizzierten Hintergrund wachsender Differenzier ung des 

Staatensystems stellt sich die Frage, ob nicht die „Neuen 

Kriege“, die 15 Jahre lang die Welt in Atem hielten , wieder in 

den Hintergrund treten und wir eine Rückkehr zu alt en Groß-

machtkonflikten erleben.  
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Der Kaukasus-Konflikt, gerade die jüngste russische  Militärin-

tervention in Georgien und die westlichen Reaktione n, wurden 

bereits, wenn auch vielleicht überzogen, als Rückke hr des Ost-

West-Konflikts interpretiert. Hintergrund ist auf j eden Fall, 

dass Russland in der Ära Putin die chaotischen Jahr e der Jel-

zin-Ära hinter sich gelassen, zu neuer Stabilität g efunden und 

sich auch wieder wirtschaftlich konsolidiert hat. D as Land 

verzeichnet hohe Wachstumsraten, so dass der Einbru ch nach 

1990, der bis zum Tiefpunkt des Jahres 1999 die Wir tschafts-

leistung halbiert hatte, ausgeglichen und mittlerwe ile das al-

te Wirtschaftsniveau nahezu verdoppelt wurde. Rußla nds Wachs-

tum basiert in starkem Maße auf dem Rohstoffsektor.  Als mit 

Abstand größtes Land der Erde verfügt es über eine nahezu kom-

plette Ausstattung mit Rohstoffen in solchen Mengen , dass es 

davon einen großen Teil exportieren kann. Hinzu kom mt, dass 

die Rohstoffpreise auf den Weltmärkten seit etwa fü nf Jahren 

regelrecht explodiert sind. Hintergrund ist der eno rme Roh-

stoffbedarf der neuen Industrieländer in Asien, der  durch ei-

gene Förderung nicht annähernd gedeckt werden kann.  Nicht zu-

fällig sind Rohstoffkonzerne die großen Akteure der  russischen 

Volkswirtschaft und ein wichtiger Machtfaktor. Wirt schaftliche 

Konsolidierung heißt wachsende Staatseinnahmen und damit die 

Möglichkeit, das russische Militär wieder zu konsol idieren, 

das seit 1990 den größten Machtverfall hatte hinneh men müssen.  

 

Alles zusammen schlägt sich in einem neuen russisch en Selbst-

bewusstsein nieder. Die in den letzten 15 Jahren ve rlorenen 

Positionen in Europa und Asien sollen zurückgewonne n werden. 

Der Kern der russischen Militärmacht, die Nuklearst reitkräfte, 

sind nach wie vor vorhanden. Vorrangiges Ziel, ist die Expan-

sion der NATO in Osteuropa und die amerikanische Mi litärprä-

senz in Zentralasien einzudämmen. Warum der Kaukasu s die Regi-

on ist, in der Russland militärisch besonders hart eingreift, 

lässt sich geopolitisch erklären. Die Region des Ka spischen 

Meeres wird künftig neben dem Persischen Golf der z weite große 
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Energielieferant für die Welt sein. Das Kaspische M eer ist im 

Unterschied zum Persischen Golf ein Binnenmeer. Der  Abtrans-

port von Gas und Öl muss durch Pipelines erfolgen, als deren 

Endpunkte sich Häfen am Schwarzen Meer, am Mittelme er und am 

Persischen Golf anbieten. Statt wie zuvor nur zwei Anrainer, 

Sowjetunion und Iran, gibt es jetzt mit Aserbeidsch an, Turkme-

nistan und Kasachstan drei weitere. Hinzu kommt die  Trassen-

führung durch Drittländer (Türkei, Georgien, Armeni en, Usbe-

kistan). Neben den Förderländern sind in den letzte n 15 Jahren 

mit den amerikanischen und chinesischen Energiekonz ernen neue 

mächtige Akteure aufgetreten, die große Investition en in Pros-

pektierung, Förderung und Pipelinebau getätigt habe n. Die Kar-

te der vorhandenen und geplanten Öl- und Gasleitung en zeigt, 

dass das Gebiet rund um das Kaspische Meer die am d ichtesten 

vernetzte Region auf der Welt ist. Resultat ist ein  Interes-

senkonflikt zwischen Förderländern, Durchleitungslä ndern, In-

vestoren und Abnehmern um den Verlauf der Trassen, weil damit 

Zugangsrechte, Einnahmen und die Möglichkeit, polit ischen 

Druck auszuüben, verbunden sind. Russland hat berei ts mehrfach 

unter Beweis gestellt, wie sich Gas als „Waffe“ ein setzen 

lässt, wie das zu früheren Zeiten die OPEC mit Öl v ersucht 

hat. Während amerikanische Investoren bestrebt sind , bei der 

Trassenführung russisches Gebiet zu umgehen, was di e Koopera-

tion mit Armenien und Georgien voraussetzt, muss Ru ssland be-

strebt sein, im Kaukasus maßgeblichen Einfluss zu b ehaupten 

(Tschetschenien) oder wiederzugewinnen (Georgien).  

 

Ein zweiter, womöglich langfristig schwerwiegendere r Konflikt 

ist der zwischen den USA und dem neuen Wirtschaftwu nderland 

China. In den 1980er Jahren bestimmte die Diskussio n über den 

„american decline“ die politikwissenschaftliche Zun ft. Bereits 

damals wurde der relative wirtschaftliche Niedergan g der USA 

als Folge des Deindustrialisierungsprozesses diagno stiziert, 

der wiederum auf den Verdrängungswettbewerb von sei ten asiati-

scher Länder, namentlich Japans, zurückgeführt wurd e. Dies 



 9 

wiederum sei Hintergrund eines relativen Machtverlu stes, wobei 

weniger die Sowjetunion als vielmehr Japan als neue r Heraus-

forderer wahrgenommen wurde. Sogar „The coming war with Japan“ 

wurde prognostiziert. Dies alles hat sich nicht bew ahrheitet. 

Japan war zwar wirtschaftlich stark, zeigte aber ke inerlei mi-

litärische Ambitionen, sondern blieb immer im siche rheitspoli-

tischen Kielwasser der USA. Die Diskussion um den „ american 

decline“ verstummte 1990 schlagartig angesichts des  zuvor kaum 

vorstellbaren Zusammenbruchs der Sowjetunion. Macht  ist ein 

relatives Gut. 

 

Mittlerweile ist diese Debatte wieder aufgelebt. Di e alten In-

dikatoren (Doppeldefizit von Haushalt und Handel) s ind unver-

ändert, die aktuelle Finanzkrise hat die Diskussion  zusätzlich 

belebt. Geändert hat sich, dass nicht mehr Japan, s ondern Chi-

na als der neue Herausforderer angesehen wird, der ein ganz 

anderes Kaliber darstellt. Seit Beginn der wirtscha ftlichen 

Öffnung und Liberalisierung des Jahres 1978 weist C hina über 

drei Jahrzehnte hinweg Wachstumsraten von etwa 10 P rozent auf, 

ein welthistorisch einziger Vorgang. Hochrechnungen  besagen, 

dass etwa um das Jahr 2030 das chinesische das amer ikanische 

Sozialprodukt übertroffen haben dürfte. Die industr ielle Wert-

schöpfung dürfte bereits jetzt höher sein. Vermutli ch wird 

China im Jahre 2008 erstmals Exportweltmeister. Umg ekehrt zei-

gen die USA im Finanzsektor, also dort, wo sie jahr elang be-

sonders stark waren, große Schwächen. Das chinesisc he Wachstum 

ist in hohem Maße außenhandelsgetrieben. Im Untersc hied zu 

Russland werden aber nicht Rohstoffe, sondern Ferti gwaren ex-

portiert, wobei sich keineswegs nur Billigprodukte,  sondern 

zunehmend auch anspruchsvolle Güter im Exportwarenk orb finden. 

Damit ist China der eigentliche Gewinner der Global isierung, 

trägt in besonderem Maße zum Verdrängungswettbewerb  in den al-

ten Industrieländern bei. Hinzu kommt der hohe Hand elsüber-

schuss, der zu enormen Währungsreserven geführt hat  und China 

zum bedeutenden Kapitalexporteur gemacht hat. Es tä tigt erheb-
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liche Auslandsinvestitionen, trägt zur Finanzierung  des ameri-

kanischen Doppeldefizits und sogar zur Stabilisieru ng der Fi-

nanzmärkte bei. 

 

China ist aber nicht nur neue Weltwirtschaftsmacht,  sondern 

anders als Japan auch Militärmacht. Auch wenn die c hinesischen 

Militärausgaben noch weit entfernt vom amerikanisch en Niveau 

sind (530 Mrd. US$ 2007) und die Qualität der chine sischen 

Rüstung deutlich geringer ist, so bedeutet zehnproz entiges 

jährliches Wirtschaftswachstum eine ebensolche Stei gerung der 

Staatseinnahmen und damit auch der Militärausgaben.  Offiziell 

beliefen sich diese auf etwa 50 Milliarden US-Dolla r (2007). 

Die untere Schätzung der tatsächlichen Ausgaben bel äuft sich 

auf das Anderthalbfache, die obere Schätzung auf da s Doppelte. 

China ist mindestens die viertgrößte Militärmacht w eltweit, 

vermutlich aber bereits die zweitgrößte.  

 

Die Tendenz ist eindeutig. China drängt nach vorn, nach Mög-

lichkeit an die Spitze, ob im Sport mit Platz 1 im Medaillen-

spiegel der Pekinger Olympiade, ob in der bemannten  Raumfahrt, 

in der Exportleistung oder als Finanzier der Weltwi rtschaft. 

Was auch immer es tut – angesichts der Größe des La ndes ist es 

immer viel und hat immer gravierende Auswirkungen w eltweit. 

 

Wenn ein Land sich in einem derart raschen Tempo in dustriali-

siert, dann beschleunigen sich auch die gesellschaf tlichen 

Prozesse, die man aus früheren Industrialisierungsp rozessen 

anderer Länder kennt. Chinas Industrialisierung erz eugt einen 

riesigen Bedarf an Rohstoffen und Energieträgern, d er schon 

lange nicht mehr zu Hause gedeckt werden kann. Seit  etwa 2003 

steigen die chinesischen Rohstoffimporte rasant, ha ben wesent-

lich zu den Preissteigerungen beigetragen, waren ab er problem-

los zu finanzieren. Industrialisierung ist ferner m it Freiset-

zung von ländlichen Arbeitskräften verbunden, weil sie zur Me-

chanisierung und Chemisierung der Landwirtschaft mi t entspre-
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chenden Produktivitätssteigerungen führt, und steig ert, da auf 

die städtische Agglomerationszentren beschränkt, de ren Attrak-

tivität und Arbeitsplatzangebot. Daraus resultieren  Migrati-

onsprozesse, bei denen push- und pull-Faktoren inei nandergrei-

fen. Schätzungen sprechen von mehreren 100 Millione n Wanderar-

beitern, eine schier unfassbare Industrielle Reserv earmee, die 

noch auf lange Zeit dafür sorgen wird, dass die Löh ne in China 

niedrig bleiben. Im Europa des 19. Jahrhunderts war  die In-

dustrialisierung aber nicht nur von Binnenwanderung  und Urba-

nisierung, sondern auch der Massenemigration nach Ü bersee be-

gleitet. 

 

Die Fragen lauten: Woher kommen Chinas Rohstoffe? Wohin könnte 

sich ein Strom chinesischer Auswanderer ergießen? D ie Antwor-

ten lauten: Nach Afrika südlich der Sahara. Dies is t die ein-

zige Großregion, deren Naturreichtümer noch weitgeh end uner-

schlossen sind und die im Vergleich zu anderen Teil en der Welt 

noch dünn besiedelt ist. Afrika, bis 1998 nur ein m arginaler 

Außenhandelspartner Chinas, weist tatsächlich seit 2002 ein 

exponentielles Wachstum im Außenhandel mit China au f. Auch 

wenn keine präzisen quantitativen Angaben vorliegen , so ist 

Afrika seit einigen Jahren auch das Ziel einer chin esischen 

Auswanderung, die schon die Millionengrenze erreich t hat. Um 

aber Rohstoffe aus Afrika importieren zu können, be darf es zu-

vor großer Investitionen in Bergbau und Infrastrukt ur. Wichti-

ge Partner sind Angola, Südafrika, Sudan, Kongo, Ni geria und 

Äquatorialguinea. Ähnliches gilt für die Verteilung  der chine-

sischen Direktinvestitionen, wobei hier die alte br itische Ko-

lonialzone von der Republik Südafrika über Zimbabwe , Sambia, 

Tansania, Kenia, Uganda bis in den Sudan die „Entwi cklungs-

schiene“ bildet. Bei genauerem Hinsehen stehen gera de solche 

Staaten (z.B. sind Zimbabwe und Sudan) auf der chin esischen 

Agenda, die von seiten des Westens als „Schurkensta aten“ unter 

besonderem Druck stehen. China hingegen (Argument s .o.) küm-

mert sich nicht um Menschenrechtsfragen in anderen Ländern. 
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Der „Deal“ könnte lauten: Rohstoffe gegen Waffen un d politi-

sche Unterstützung gegenüber dem Westen, wie das im  Sudan ganz 

offensichtlich der Fall ist. 

 

Wie reagieren die USA? Afrika lag traditionell auße rhalb der 

amerikanischen Interessenssphäre. Hier ließ man die  alten Ko-

lonialmächte Frankreich und Großbritannien gewähren . Das hat 

sich geändert. Afrika ist seit einigen Jahren auch Rohstoff-

lieferant der USA, wobei andere Länder deren Partne r sind als 

im Falle Chinas. Und Afrika ist auch militärisch re levant ge-

worden. Hier könnte der künftige Schauplatz eines a merika-

nisch-chinesischen Hegemonialkonflikts liegen. Jede nfalls ha-

ben die USA ihren fünf militärischen Regionalkomman dos, ein 

sechstes mit Zuständigkeit für Afrika hinzugefügt. Der Konti-

nent wurde bislang vom Europäischen Regionalkommand o mit Sitz 

in Stuttgart bzw. vom Pazifischen Regionalkommando mit Sitz in 

Hawaii mitverwaltet. Die USA sind die einzige Macht , die mit 

den Regionalbüros des Außenministeriums, den Region alkommandos 

des Verteidigungsministeriums und den sieben Flotte n die ganze 

Welt sicherheitspolitisch kartiert haben und eine g lobale mi-

litärische Präsenz zeigten.  

 

Davon ist China noch weit entfernt und beschränkt s ich bislang 

auf Waffenlieferungen an afrikanische Regierungen. Immerhin 

ist es dabei, die reine Landesverteidigung aufzugeb en. Die 

steigenden Militärausgaben dienten auch der Flotten rüstung in-

klusive Flugzeugträger. Diese zielt darauf ab, das Südchinesi-

sche Meer und die indonesische Inselwelt zu kontrol lieren. 

Hier verlaufen die Wasserstrassen, über die die afr ikanischen 

Rohstoffe aus dem Roten Meer, von der Ostafrikanisc hen Küste 

und um das Kap der Guten Hoffnung herum nach China transpor-

tiert werden. Es liegt etwa 500 Jahre zurück, als i n der Früh-

phase der Ming-Dynastie China eine große Seemacht w ar und die 

Flotten des Admirals Zheng He das Becken des Indiks  befuhren, 

um dessen Anrainerstaaten in das chinesische Tribut system zu 
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integrieren, gleichermaßen Instrument zur Reklamier ung der 

chinesischen Oberhoheit wie zur Abwicklung eines st aatlich 

kontrollierten Außenhandels. 

 


